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den ist. Aus dem Blickwinkel des deutschen Rechts
lassen sich die Normen, die von Haus aus Steuervöl-
kerrecht sind, am besten durch den Begriff des Deut-
schen Internationalen Steuerrechts charakterisieren.
Es bleibt dabei allerdings zu beachten, daß das Deut-
sche Internationale Steuerrecht über das transfor-
mierte Steuervölkerrecht hinaus auch all die deutsch-
steuerrechtlichen Normen mit Auslandsbezug umfaßt,

die der deutsche Gesetzgeber irgendwann einmal aus
eigener Verantwortung gesetzt hat. Die Rechtspre-
chung des BFH ist demgemäß nicht nur dann eine
deutsch-international-steuerrechtliche, wenn sie auf
der Anwendung eines transformierten DBA beruht,
sondern auch dann, wenn ihr, wie es häufiger vor-
kommt, eine Frage aus dem Bereich des deutschen
Rechtsanwendungsrechts zugrunde liegt.

Kurzbeitrag

Maschinen-Beitrag zur Sozialversicherung?

Im Herbst 1979 war viel zu lesen von Plänen des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, speziell
des Ministers Herbert Ehrenberg, den Arbeitgeberbei-
trag zur Sozialversicherung nicht mehr nach dem Brut-
toarbeitslohn, sondern nach der Wertschöpfung zu
bemessen (z. B. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
12. 10. 1979, Vorwärts vom 22. 11. 1979). Typisch ist
folgende Aussage: „Überall dort, wo Arbeitnehmer
den Maschinen weichen müssen, sollten die Maschi-
nen einen entsprechenden Teil der Versicherungsbei-
träge zahlen" (Handelsblatt vom 11. 10. 1979). Eine
Vielzahl weiterer Stellungnahmen liegt inzwischen
vor (vgl. „Die Angestelltenversicherung", Heft 9,
1979).

Was steht hinter diesen Plänen, wie sind sie zu
beurteilen?

Zwar sind Einzelheiten der Pläne nicht bekannt, klar
ist aber, daß der Arbeitgeberbeitrag zur Sozialversi-
cherung nicht mehr nach dem Arbeitslohn bemessen
werden soll, den ein Unternehmen an seine Beschäf-
tigten zahlt, sondern nach der Wertschöpfung des
Unternehmens (Lohnsumme, Zinsen, Mieten, Pachten,
Gewinn). Dadurch werde nämlich der Arbeitgeberbei-
trag unabhängig vom Verhältnis der Bruttolohn- und
-gehaltssumme zur Wertschöpfung, also von der Lohn-
intensität der Produktion. Insbesondere würden so die
Unternehmen des Mittelstandes, deren Produktion
vergleichsweise lohnintensiv sei, entlastet, die kapi-
talintensiven Unternehmen hingegen würden stärker
belastet. „Kollege Computer" würde, wie es verniedli-
chend heißt, einen Teil der Beiträge zahlen.

Bei der Beurteilung der Ehrenbergrschen Pläne soll
das Beispiel der gesetzlichen Renteriversicherung
zugrundegelegt werden. Es wird dabei angenommen,
daß die Regelungen auf der Leistungsseite unverän-
dert bleiben, Renten also prinzipiell gemäß einer
bestimmten Rentenformel festgesetzt werden; an
Änderungen der Rentenbemessung scheint - jeden-
falls im interessierenden Zusammenhang - auch nicht
gedacht zu sein.

Unter dieser Annahme ist zunächst zwingend, daß
der Beitragssatz für die Arbeitgeberbeiträge gesenkt
werden müßte. Nur ein verminderter Beitragssatz
ergibt, mit der Wertschöpfung multipliziert, einen
unveränderten Betrag an Arbeitgeberbeiträgen; denn
die Wertschöpfung ist größer als die Lohnsumme.

Nimmt man eine Lohnquote von 70 v. H. an, so erhält
man einen Beitragssatz von 6,3 v. H. (9 v. H. mal 0,7).

Zwingend ist auch das Ehrenbergsche Argument,
daß die Belastung weg vom Produktionsfaktor Arbeit
und hin zu anderen Produktionsfaktoren verlagert
würde. Richtig ist, daß eine entsprechende Überle-
gung ein entscheidendes Argument bei der Diskussion
um die Abschaffung der Lohnsummensteuer gewesen
ist. Das Bundesarbeitsministerium schätzt die Bedeu-
tung relativer Faktorpreise für unternehmerische Ent-
scheidungen richtig ein und erwartet von einer ent-
sprechenden Neuregelung einen beschäftigungsför-
dernden Effekt.

Der oben errechnete neue Beitragssatz für den
Arbeitgeberbeitrag und möglicherweise auch der Bei-
tragssatz für den Arbeitnehmerbeitrag müßten freilich
als Folge der Anpassung des Faktoreinsatzverhältnis-
ses an die geänderten Faktorpreisrelationen evtl.
geändert werden. In welchem Ausmaß dies erforder-
lich wäre, hängt davon ab, in welchem Maße relativ
weniger Kapital- und mehr Arbeitsleistungen als
Folge der höheren Kapitalkosten und des niedrigeren
Lohnsatzes eingesetzt werden (Substitutionselastizität
der Produktion) und welches Verhältnis der Lohn-
summe zu anderen Teilen der Wertschöpfung nach
erfolgter Anpassung an die geänderten Faktorpreisre-
lationen resultieren würde.

Bei dieser Argumentation wird von möglichen nega-
tiven Effekten auf das Tempo des technischen Fort-
schritts (Der Kapitaleinsatz wird besteuert!) und von
Einflüssen auf die internationalen Güter- und Kapital-
ströme und auf den Wechselkurs der D-Mark abstra-
hiert.

Sind also die Pläne des Bundesarbeitsministers zu
begrüßen - als ein Beitrag zur Beschäftigungsauswei-
tung und damit zum Abbau der Arbeitslosigkeit? Nein!
Die Pläne gehen nämlich von einer nicht zutreffenden
Auffassung darüber aus, was Arbeitgeberbeiträge zur
Rentenversicherung und generell zur Sozialversiche-
rung in volkswirtschaftlicher Betrachtungsweise sind.
Arbeitgeberbeiträge wie Arbeitnehmerbeiträge und
andere Bestandteile des Bruttolohns des Arbeitneh-
mers sind Kosten für den Einsatz des Produktionsfak-
tors Arbeit. Die Summe der Beträge, die der Arbeitge-
ber beim Kauf einer Stunde geleisteten Arbeitseinsat-
zes aufwenden muß, ist - verglichen mit den Kosten,
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die der Einsatz einer die gleiche Leistung verspre-
chenden Einheit des Produktionsfaktors Kapital verur-
sacht - dafür entscheidend, in welchem Verhältnis
„Arbeits-" und „Kapitalleistungen" bei der Produk-
tion einer bestimmten Gütermenge eingesetzt werden.
Für den Arbeitnehmer sind die Arbeitgeberbeiträge
Lohnbestandteil; der Arbeitnehmer kauft, sich durch
die Leistung dieser Beiträge, die der Arbeitgeber aus
Gründen der Verwaltungsvereinfachung zusammen
mit den „Arbeitnehmerbeiträgen" - und übrigens
auch der Lohnsteuer - abführt, Ansprüche auf künftige
Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung.
Jedenfalls ist dies so, wenn — wie noch immer trotz
vielfältiger Aushöhlungen in der Realität der Bundes-
republik Deutschland - das Versicherungsprinzip als
fundamentales Prinzip auch der gesetzlichen Renten-
versicherung angesehen wird.

Eine Neuregelung im Sinne der Ehrenbergschen
Vorstellungen würde die Arbeitgeberbeiträge zu einer
proportionalen Steuer auf die Wertschöpfung umfunk-
tionieren. Sie bedeutete, daß man „dem Umvertei-
lungsgedanken der Sozialversicherungsleistungen
auch auf der Finanzierungsseite Rechnung trägt"
(Herbert Ehrenberg, Vorwärts vom 22. 11. 1979). Eine
weitere Vermischung der allgemeinen Staatsaktivität
(Steuern als Mittel zur Finanzierung der Versorgung
mit öffentlichen Gütern) mit dem System der Renten-
versicherung, die doch eigentlich entsprechend dem
Versicherungsprinzip zu gestalten ist, würde geschaf-
fen. Im Ausmaß der Arbeitgeberbeiträge wäre eine
Trennung von Fiskus und Parafiskus „Rentenversiche-
rung" nicht mehr zu rechtfertigen, da über die Ver-
wendung von Steuereinnahmen simultan - entspre-
chend der Einschätzung der Dringlichkeit - entschie-
den werden sollte; die Arbeitgeberbeiträge wären also
nicht mehr für - im Sinne des Versicherungsprinzips -
festgelegte Ausgaben, sondern für allgemeinpolitische
Zwecke verfügbar, das Versicherungsprinzip wäre im

Ausmaß der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche-
rung aufgegeben. Der eigentlich wünschenswerte
Umbau der Sozialversicherung in Richtung auf ein das
Versicherungsprinzip stärker betonendes System
würde erschwert oder gar auf absehbare Zeit unmög-
lich gemacht.

Soweit freilich das Versicherungsprinzip durch die
Pläne des Bundesarbeitsministeriums bewußt abge-
baut werden soll, ist es zwingend, auch die Arbeitneh-
merbeiträge und die Lohnsteuer, die doch ebenfalls
vom Arbeitgeber an die Sozialversicherungsträger
bzw. das Finanzamt abgeführt werden, nach der Wert-
schöpfung des Unternehmens zu bemessen.

Es bleibt zu hoffen, daß Ehrenbergs Pläne sehr bald
in den Schubladen des Bundesarbeitsministeriums
verschwinden werden.

Dies gilt um so mehr, als mit den Plänen ein Beitrag
zur Sanierung der Rentenversicherung beabsichtigt
sein könnte oder aber beabsichtigt sein könnte,
„Finanzmasse" für potentielle Leistungsverbesserun-
gen im Rahmen der Rentenreform 1984 zu schaffen.
Die Pläne wären dann ein Versuch, auf Umwegen den
Beitragssatz anzuheben.

Eine Beitragssatzerhöhung hätte unter „normalen"
Annahmen über wirtschaftliche Zusammenhänge
jedenfalls langfristig negative Beschäftigungseffekte,
und zwar genauso wie jede Lohnerhöhung bei gege-
benen wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen.
Negative Effekte ergäben sich wegen zunehmender
Arbeitslosigkeit vor allem auch für die gesetzliche
Rentenversicherung und für die Sozialversicherung
insgesamt. Die Diskussion über die „Maschinen-
steuer" sollte daher nicht intensiviert, sondern abge-
schlossen werden.

Es gibt viele andere Fragen im Bereich der Renten-
versicherung, die wirklich diskussionswürdig sind.

Dr. ALFREDIBOSS, Institut für Weltwirtschaft, Kiel


